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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/731 DER KOMMISSION
vom 26. Januar 2021

zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 6482012 des Europiischen Parlaments und des Rates im
Hinblick auf Verfahrensvorschriften fiir von der Europdischen Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehorde (ESMA) Drittstaaten-CCPs oder verbundenen Dritten auferlegte Sanktionen

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber OTC-
Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister ('), insbesondere auf Artikel 25i Absatz 7,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 wurde durch die Verordnung (EU) 2019/2099 des Europdischen Parlaments und
des Rates () geindert. Durch diese Anderungen wurde die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 unter anderem um die
Befugnis fiir die Kommission ergdnzt, weitere Verfahrensvorschriften fiir die Ausiibung der Befugnis zur
Verhidngung von GeldbuBen und Zwangsgeldern gegen Drittstaaten-CCPs und verbundene Dritte, an die
Drittstaaten-CCPs betriebliche Aufgaben oder Tatigkeiten ausgelagert haben, durch die Europdische Wertpapier-
und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) zu erlassen. Diese Verfahrensvorschriften sollten insbesondere Bestimmungen
zu den Verteidigungsrechten, zu Zeitpunkten und Fristen und zu der Einziehung der GeldbufSen und Zwangsgelder
beziiglich der Verhdngung und Vollstreckung von Sanktionen beinhalten.

(2)  In Artikel 41 Absatz 2 der Charta der Grundrechte der Europiischen Union ist das Recht jeder Person verankert,
gehort zu werden, bevor ihr gegeniiber eine fiir sie nachteilige oder ihre Interessen stark beeintrichtigende
individuelle Mafnahme getroffen wird; ebenso ist dort das Recht jeder Person auf Akteneinsicht unter Wahrung der
berechtigten Interessen der Vertraulichkeit und des Berufs- sowie des Geschiftsgeheimnisses festgeschrieben.

(3)  Um sicherzustellen, dass die Verteidigungsrechte von Drittstaaten-CCPs und verbundenen Dritten, die ESMA-
Verfahren unterliegen, eingehalten werden, und um zu gewihrleisten, dass die ESMA bei ihren Vollstreckungsbe-
schliissen allen einschligigen Fakten Rechnung tragt, sollte die ESMA die Drittstaaten-CCP oder verbundene Dritte
oder sonstige betroffene Personen anhoren. Folglich sollte Drittstaaten-CCPs und verbundenen Dritten das Recht auf
schriftliche Eingaben zur Auflistung der Priifungsfeststellungen des Untersuchungsbeauftragten und der ESMA
gewihrt werden, einschlieBlich bei wesentlichen Anderungen der urspriinglichen Auflistung der Priifungsfest-
stellungen. Ferner sollten der Untersuchungsbeauftragte und die ESMA die Moglichkeit haben, Drittstaaten-CCPs

() ABLL 201 vom 27.7.2012, S. 1.

() Verordnung (EU) 2019/2099 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2019 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 hinsichtlich der fiir die Zulassung von zentralen Gegenparteien anwendbaren Verfahren und zustdndigen Behorden und
der Anforderungen fiir die Anerkennung zentraler Gegenparteien aus Drittstaaten (ABL L 322 vom 12.12.2019, S. 1).



L 158/2 Amtsblatt der Europdischen Union 6.5.2021

und verbundene Dritte aufzufordern, bei einer miindlichen Anh6rung weitere Erkldarungen zu liefern, insofern der
Untersuchungsbeauftragte oder die ESMA der Auffassung sind, dass bestimmte Elemente der schriftlichen Eingaben
fur den Untersuchungsbeauftragten oder die ESMA nicht hinreichend klar oder detailliert und weiter zu erldutern
sind.

(4)  Ebenso muss zwischen dem Untersuchungsbeauftragten, der von der ESMA im Einklang mit Artikel 25i der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 ernannt wird, und der ESMA selbst Transparenz sichergestellt sein. Eine solche
Transparenz erfordert, dass die Akte des Untersuchungsbeauftragten neben der Auflistung der Priifungsfest-
stellungen etwaige Ausfithrungen der Drittstaaten-CCPs oder verbundener Dritter, die Auflistung der Priifungsfest-
stellungen, auf deren Grundlage diese Drittstaaten-CCPs oder verbundenen Dritten ihre Ausfithrungen eingereicht
haben, und das Protokoll iiber eine etwaige miindliche Anhérung enthilt.

(5)  Nach Artikel 251 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 hat die ESMA die Moglichkeit,
Interimsbeschliisse zur Verhidngung von Geldstrafen oder Zwangsgeldern zu erlassen, ohne dass Personen, die
Gegenstand von Untersuchungen oder Verfahren sind, vorher angehort werden, falls dringende Mafnahmen
ergriffen werden miissen. Um die Wirksamkeit der Befugnis der ESMA zum Erlass von Interimsbeschliissen
sicherzustellen, sollten Drittstaaten-CCPs und verbundene Dritte, die Gegenstand einer Untersuchung sind, nicht das
Recht haben diirfen, die Akte einzusehen oder angehort zu werden, bevor der Untersuchungsbeauftragte die Akte
mit seinen Priifungsfeststellungen der ESMA vorgelegt oder die ESMA ihren Interimsbeschluss erlassen hat. Um die
Verteidigungsrechte zu wahren, sollten die Drittstaaten-CCPs und verbundenen Dritten gleichwohl das Recht
besitzen, ihre Akte einzusehen, sobald der Untersuchungsbeauftragte die Akte mit seiner Auflistung der
Priifungsfeststellungen der ESMA vorgelegt hat, und so bald wie mdglich nach Erlass des Interimsbeschlusses durch
die ESMA angehort zu werden.

(6)  Aus Griinden der Einheitlichkeit sollten bei Verjahrungsfristen fiir die Verhdngung und Vollstreckung von GeldbufSen
oder Zwangsgeldern die bestehenden Rechtsvorschriften der Union, die auf die Verhdngung und Vollstreckung von
Sanktionen gegen beaufsichtigte Unternehmen anwendbar sind, die Erfahrung der ESMA mit der Anwendung
solcher Rechtsvorschriften in Bezug auf Transaktionsregister gemif der Verordnung (EU) Nr. 6482012, die
Tatsache, dass Drittstaaten-CCPs auferhalb der Union niedergelassen sind, sowie die Notwendigkeit beriicksichtigt
werden, dass die ESMA Vollstreckungsmafinahmen mit den Behorden in solchen Drittlindern abspricht. Die
Verjahrungsfristen sollten im Einklang mit den bestehenden Rechtsvorschriften der Union fiir Rechtsakte des Rates
und der Kommission und insbesondere im Einklang mit der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates ()
berechnet werden.

(7)  Nach Artikel 25m Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 sind die Betrige, die den von der ESMA erhobenen
Geldbuflen und Zwangsgeldern entsprechen, dem Gesamthaushaltsplan der Européischen Union zuzuweisen. Von
der ESMA erhobene Geldbuflen und Zwangsgelder sollten auf ein zu verzinsendes Konto tiberwiesen werden, bis sie
rechtskriftig werden. Die von der ESMA erhobenen Betrige sollten fiir jeden Beschluss zur Verhdngung von
Geldbuflen oder Zwangsgeldern auf ein separates Konto oder ein Unterkonto iiberwiesen werden, um bis zur
Rechtskraft des Beschlusses Riickverfolgbarkeit zu gewiahrleisten.

(8)  Im Interesse der unmittelbaren Ausiibung wirksamer Aufsichts- und Vollstreckungsbefugnisse durch die ESMA sollte
diese Verordnung vordringlich in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Diese Verordnung enthilt weitere Verfahrensvorschriften fiir Geldbuffen und Zwangsgelder, die von der Europdischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) gegen Drittstaaten-CCPs oder verbundene Dritte verhdngt werden, an die
diese CCPs betriebliche Aufgaben oder Tatigkeiten ausgelagert haben, die den Untersuchungs- und Vollstreckungsverfahren
der ESMA unterliegen, einschliefSlich Vorschriften tiber das Verteidigungsrecht und Fristen.

() Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 118271 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln fiir die Fristen, Daten und Termine
(ABL L 124 vom 8.6.1971, S. 1).
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Artikel 2

Recht auf Anh6rung durch den Untersuchungsbeauftragten

(1)  Nach Abschluss der Untersuchung und vor Ubermittlung der Akte an die ESMA gemif Artikel 3 Absatz 1
unterrichtet der Untersuchungsbeauftragte die der Untersuchung unterliegende Person schriftlich iiber seine Priifungsfest-
stellungen und gibt ihr Gelegenheit, im Sinne von Absatz 3 schriftlich darauf zu reagieren. In dieser Auflistung der
Pritfungsfeststellungen sind die Fakten darzulegen, die einen oder mehrere der in Anhang III der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 aufgelisteten VerstofSe rechtfertigen, einschlieflich etwaiger belastender oder entlastender Faktoren.

(2) In der Auflistung der Priifungsfeststellungen ist eine angemessene Frist fiir schriftliche Eingaben der der
Untersuchung unterliegenden Person festzulegen. Der Untersuchungsbeauftragte ist nicht verpflichtet, nach Ablauf dieser
Frist eingegangenen schriftlichen Eingaben Rechnung zu tragen.

(3)  Die der Untersuchung unterliegende Person kann in ihren schriftlichen Eingaben sidmtliche ihr bekannten Fakten
anfiithren, die fiir ihre Verteidigung relevant sind. Als Nachwetis fiir die vorgebrachten Fakten fiigt sie alle zweckdienlichen
Unterlagen bei. Sie kann die Anhorung anderer Personen durch den Untersuchungsbeauftragten vorschlagen, um die von
der der Untersuchung unterliegenden Person vorgebrachten Fakten zu betitigen.

(4)  Der Untersuchungsbeauftragte kann eine der Untersuchung unterliegende Person, der eine Auflistung der
Priifungsfeststellungen iibermittelt wurde, auch zu einer mindlichen Anhoérung einladen. Einer Untersuchung
unterliegende Personen konnen sich von ihren Rechtsanwilten oder anderen vom Untersuchungsbeauftragten
zugelassenen qualifizierten Personen begleiten lassen. Miindliche Anhorungen sind nicht 6ffentlich.

Artikel 3

Recht auf Anhérung durch die ESMA in Bezug auf Geldbuflen und Aufsichtsmafnahmen

(1)  Die vollstindige vom Untersuchungsbeauftragten der ESMA zu tibermittelnde Akte umfasst folgende Unterlagen:

a) die Auflistung der Priifungsfeststellungen und eine Kopie der an die Person, die Gegenstand der Untersuchung ist,
gerichtete Auflistung der Priifungsfeststellungen;

b) Kopie der schriftlichen Eingaben der Person, die Gegenstand der Untersuchung ist;

¢) das Protokoll iiber eine etwaige miindliche Anhorung.

(2)  Halt die ESMA die vom Untersuchungsbeauftragten tibermittelte Akte fiir unvollstindig, leitet sie sie mit einem
begriindeten Antrag auf Hinzufiigung weiterer Unterlagen an ihn zuriick.

(3)  Vertritt die ESMA nach Priifung der vollstindigen Akte die Auffassung, dass die in der Auflistung der Priifungsfest-
stellungen genannten Fakten auf keinen der in Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Verstofie
schliefen lassen, beschlieft sie, die Untersuchung zu schliefen, und teilt diesen Beschluss den der Untersuchung
unterliegenden Personen mit.

(4)  Stimmt die ESMA mit den Priifungsfeststellungen des Untersuchungsbeauftragten nicht iiberein, ibermittelt sie den
der Untersuchung unterliegenden Personen eine neue Auflistung der Prifungsfeststellungen.

In der Auflistung der Priifungsfeststellungen ist eine angemessene Frist fiir schriftliche Eingaben der der Untersuchung
unterliegenden Personen festzulegen. Die ESMA ist nicht verpflichtet, nach Ablauf dieser Frist eingegangenen schriftlichen
Eingaben Rechnung zu tragen.

Die ESMA kann der Untersuchung unterliegende Personen, denen eine Auflistung der Priifungsfeststellungen tibermittelt
wurde, auch zu einer miindlichen Anhorung einladen. Einer Untersuchung unterliegende Personen konnen sich von ihren
Rechtsanwilten oder anderen von der ESMA zugelassenen qualifizierten Personen begleiten lassen. Miindliche
Anhorungen sind nicht 6ffentlich.

(5)  Ist die ESMA mit simtlichen oder einigen Priifungsfeststellungen des Untersuchungsbeauftragten einverstanden,
informiert sie die der Untersuchung unterliegenden Personen entsprechend. In einer solchen Mitteilung wird eine
angemessene Frist fiir schriftliche Eingaben der der Untersuchung unterliegende Person festgelegt. Die ESMA ist nicht
verpflichtet, nach Ablauf dieser Frist eingegangenen schriftlichen Eingaben Rechnung zu tragen.
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Die ESMA kann der Untersuchung unterliegende Personen, denen eine Auflistung der Priifungsfeststellungen tibermittelt
wurde, auch zu einer miindlichen Anhérung einladen. Einer Untersuchung unterliegende Personen konnen sich von ihren
Rechtsanwilten oder anderen von der ESMA zugelassenen qualifizierten Personen begleiten lassen. Mindliche
Anhorungen sind nicht 6ffentlich.

(6)  Vertritt die ESMA die Auffassung, dass eine einer Untersuchung unterliegende Person einen oder mehrere der in
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Verstofle begangen hat, und fasst sie einen Beschluss zur
Verhingung einer Geldbufle nach Artikel 25j jener Verordnung, teilt sie diesen Beschluss der der Untersuchung
unterliegenden Person sofort mit.

Artikel 4

Recht auf Anhorung durch die ESMA in Bezug auf Zwangsgelder

Die ESMA iibermittelt der Person, die Gegenstand des Verfahrens ist, vor einem Beschluss iiber die Verhidngung eines
Zwangsgelds nach Artikel 25k der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 eine Auflistung der Priifungsfeststellungen, in der die
Griinde fiir die Verhdngung eines Zwangsgelds und der Betrag dieses Zwangsgelds fiir jeden Tag der Nichteinhaltung
genannt werden. In der Auflistung der Priifungsfeststellungen ist eine Frist fur schriftliche Eingaben der der Untersuchung
unterliegenden Person festzulegen. Die ESMA ist nicht verpflichtet, bei einem Beschluss iiber ein Zwangsgeld schriftlichen
Eingaben, die nach Ablauf dieser Frist eingehen, Rechnung zu tragen.

Sobald die Person, die dem Verfahren unterworfen ist, den entsprechenden Beschluss im Sinne von Artikel 25k Absatz 1
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 eingehalten hat, kann kein Zwangsgeld mehr verhdngt werden.

Im Beschluss iiber die Verhingung eines Zwangsgelds sind die Rechtsgrundlage und die Griinde fur den Beschluss, der
Betrag und der Zeitpunkt des Beginns der Verhdngung des Zwangsgelds anzugeben.

Die ESMA kann die dem Verfahren unterliegende Person auch zu einer miindlichen Anhorung einladen. Die dem Verfahren
unterliegenden Personen konnen sich von ihren Rechtsanwilten oder anderen von der ESMA zugelassenen qualifizierten
Personen begleiten lassen. Miindliche Anh6rungen sind nicht 6ffentlich.

Artikel 5

Recht auf Anhorung durch die ESMA in Bezug auf Interimsbeschliisse zur Verhiingung von Geldbuflen

(1) Abweichend von den Artikeln 2 und 3 dieser Verordnung ist das in diesem Artikel dargelegte Verfahren anwendbar,
sofern die ESMA gemif Artikel 251 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 Interimsbeschliisse zur
Verhingung von GeldbufSen erlisst, ohne zuerst die Personen anzuhéren, die Gegenstand der Untersuchungen sind.

(2)  Der Untersuchungsbeamte legt der ESMA die Akte mit seinen Priifungsfeststellungen vor und unterrichtet die Person,
die Gegenstand der Untersuchung ist, unverziiglich tiber seine Priifungsfeststellungen, gewihrt der Person jedoch nicht die
Méoglichkeit, Eingaben vorzulegen. In der Auflistung der Priifungsfeststellungen des Untersuchungsbeauftragten sind die
Fakten darzulegen, die gegebenenfalls einen oder mehrere der in Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 648/2012
aufgelisteten Verstofe bewirken, einschliefGlich etwaiger belastender oder entlastender Faktoren.

Der Untersuchungsbeauftragte gewidhrt der Person, die Gegenstand der Untersuchung ist, bei entsprechender Aufforderung
Akteneinsicht.

(3)  Vertritt die ESMA die Auffassung, dass die in der Auflistung der Priifungsfeststellungen des Untersuchungsbe-
auftragten genannten Fakten auf keinen der in Anhang Il der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 genannten Verstofe
schlieBen lassen, beschlieft sie, die Untersuchung zu schliefen, und teilt diesen Beschluss den der Untersuchung
unterliegenden Person mit.

(4)  Vertritt die ESMA die Auffassung, dass einer oder mehrere der Verstofe, die in Anhang IIl der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 aufgefiihrt sind, von einer Person begangen wurde(n), die Gegenstand einer Untersuchung ist, und erldsst sie
einen Interimsbeschluss zur Verhingung von Geldbufen nach Artikel 251 Absatz 1 Unterabsatz 2 jener Verordnung,
unterrichtet die ESMA diese Person unverziiglich iiber den Interimsbeschluss.



6.5.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L 158/5

Die ESMA legt eine angemessene Frist fest, innerhalb deren eine Person, die Gegenstand einer Untersuchung ist, schriftliche
Eingaben zum Interimsbeschluss vorlegen kann. Die ESMA ist nicht verpflichtet, nach Ablauf dieser Frist eingegangenen
schriftlichen Eingaben Rechnung zu tragen.

Die ESMA gewihrt Personen, die Gegenstand der Untersuchung sind, bei entsprechender Aufforderung Akteneinsicht.

Die ESMA kann einer Untersuchung unterliegende Personen zu einer miindlichen Anhorung einladen. Einer Untersuchung
unterliegende Personen konnen sich von ihren Rechtsanwilten oder anderen von der ESMA zugelassenen qualifizierten
Personen begleiten lassen. Miindliche Anhérungen sind nicht 6ffentlich.

(5)  Die ESMA hort die Person, die Gegenstand der Untersuchung ist, an und erlésst so bald wie moglich nach Erlass des
Interimsbeschlusses einen endgiiltigen Beschluss.

Ist die ESMA nach Priifung der vollstindigen Akte und nach Anhérung der Personen, die Gegenstand der Untersuchung
sind, der Auffassung, dass von der Person, die Gegenstand der Untersuchung ist, einer oder mehrere der Verstofe begangen
wurden, die in Anhang IIl der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 aufgefiihrt sind, erldsst sie einen bestitigenden Beschluss zur
Verhdngung von Geldbuflen nach Artikel 25j jener Verordnung. Die ESMA setzt die Personen, die der Untersuchung
unterliegen, unverziiglich iiber diesen Beschluss in Kenntnis.

Erldsst die ESMA einen endgiiltigen Beschluss, mit dem der Interimsbeschluss nicht bestatigt wird, gilt der Interimsbeschluss
als aufgehoben.

Artikel 6

Recht auf Anhérung durch die ESMA in Bezug auf Interimsbeschliisse zur Verhiingung von Zwangsgeldern

(1)  Abweichend von Artikel 4 ist das in diesem Artikel dargelegte Verfahren anwendbar, wenn die ESMA gemifS
Artikel 251 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 Interimsbeschliisse zur Verhingung von
Zwangsgeldern erldsst, ohne zuerst die Person anzuhéren, die Gegenstand des Verfahrens ist.

(2)  Im Interimsbeschluss tiber die Verhdngung eines Zwangsgelds sind die Rechtsgrundlage und die Griinde fir den
Beschluss, der Betrag und der Zeitpunkt des Beginns der Verhangung des Zwangsgelds anzugeben.

Sobald die Person, die dem Verfahren unterworfen ist, den entsprechenden Beschluss im Sinne von Artikel 25k Absatz 1
Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 eingehalten hat, kann kein Interimsbeschluss zur Verhingung eines
Zwangsgeldes mehr erlassen werden.

Die ESMA setzt die Person, die dem Verfahren unterworfen ist, unverziiglich iiber den Interimsbeschluss in Kenntnis und
legt eine Frist fest, innerhalb deren diese Person schriftliche Eingaben vorlegen kann. Die ESMA ist nicht verpflichtet, nach
Ablauf dieser Frist eingegangenen schriftlichen Eingaben Rechnung zu tragen.

Die ESMA gewihrt der Person, die Gegenstand eines Verfahrens ist, bei entsprechender Aufforderung Akteneinsicht.

Die ESMA kann die dem Verfahren unterliegende Person auch zu einer miindlichen Anhérung einladen. Die dem Verfahren
unterliegende Person kann sich von ihren Rechtsanwilten oder anderen von der ESMA zugelassenen qualifizierten Personen
begleiten lassen. Miindliche Anhorungen sind nicht offentlich.

(3)  Gelangt die ESMA nach Priifung der vollstindigen Akte und nach Anhorung der dem Verfahren unterliegenden
Person zu der Auffassung, dass die Griinde fir die Verhdngung von Zwangsgeldern bei Erlass des Interimsbeschlusses
vorlagen, erldsst die ESMA einen bestitigenden Beschluss zur Verhidngung von Zwangsgeldern im Einklang mit Artikel 25k
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012. Die ESMA setzt die Person, die dem Verfahren unterliegt, unverziiglich tiber diesen
Beschluss in Kenntnis.

Erlisst die ESMA einen Beschluss, mit dem der Interimsbeschluss nicht bestitigt wird, gilt der Interimsbeschluss als
aufgehoben.
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Artikel 7

Akteneinsicht und Verwendung der Unterlagen

(1) Die ESMA gewidhrt Parteien, die vom Untersuchungsbeauftragten oder von der ESMA eine Auflistung der
Priffungsfeststellungen erhalten haben, auf Ersuchen Akteneinsicht. Die Akteneinsicht wird nach der Mitteilung der
Auflistung der Priifungsfeststellungen gewdhrt.

(2)  Aktenunterlagen, die gemafs Absatz 1 dieses Artikels eingesehen werden konnten, diirfen nur fir Gerichts- oder
Verwaltungsverfahren zur Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 6482012 verwendet werden.

Artikel 8

Verjihrungsfristen fiir die Verhiingung von Geldbuflen

(1)  Die der ESMA zur Verhingung von GeldbufSen und Zwangsgeldern gegen Drittstaaten-CCPs und verbundene Dritte,
an die die Drittstaaten-CCPs betriebliche Aufgaben oder Titigkeiten ausgelagert haben, iibertragenen Befugnisse unterliegen
einer Verjahrungsfrist von funf Jahren.

(2)  Diein Absatz 1 genannte Verjahrungsfrist beginnt an dem Tag, der auf den Tag des Verstofes folgt. Bei andauernden
oder fortgesetzten Verstoflen beginnt die Verjahrungsfrist gleichwohl an dem Tag, an dem der Verstofd beendet ist.

(3)  Die Verjahrungsfrist fiir die Verhdngung von Geldbuflen und Zwangsgeldern wird durch jede auf Untersuchung oder
Verfolgung eines VerstofSes, der in Anhang III die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 aufgelistet ist, gerichtete Handlung der
ESMA unterbrochen. Die Verjahrungsfrist wird ab dem Tag unterbrochen, an dem die Handlung der Person, die einer
Untersuchung oder einem Verfahren in Bezug auf einen VerstoR in Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 648/2012
unterliegt, gemeldet wird.

(4)  Jede Unterbrechung hat zur Folge, dass die Frist von Neuem beginnt. Die Verjahrung tritt jedoch spatestens mit dem
Tag ein, an dem die doppelte Verjahrungsfrist verstrichen ist, ohne dass die ESMA eine GeldbufSe oder ein Zwangsgeld
verhédngt hat. Diese Frist verlangert sich um den Zeitraum, in dem die Verjihrung gemifl Absatz 5 ruht.

(5)  Die Verjahrungsfrist fir die Verhingung von Geldbuflen oder Zwangsgeldern wird solange ausgesetzt, wie in Bezug
auf den Beschluss der ESMA Verfahren vor der Beschwerdestelle im Sinne des Artikels 60 der Verordnung (EU)
Nr. 1095/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) und vor dem Gerichtshof der Europiischen Union im Sinne
des Artikels 25n der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 anhingig sind.

Artikel 9

Vollstreckungsverjihrung

(1)  Die Befugnis der ESMA zur Vollstreckung von in Anwendung der Artikel 25j und 25k der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 erlassenen Beschliissen verjahrt nach acht Jahren.

(2)  Der Achtjahreszeitraum im Sinne von Absatz 1 beginnt an dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem der Beschluss
rechtskriftig wird.

(3)  Die Vollstreckungsverjahrung wird unterbrochen durch:

a) die Bekanntgabe eines Beschlusses der ESMA an die Person, die dem Verfahren unterworfen ist, mit dem der
urspriingliche Betrag der Geldbufle oder des Zwangsgelds gedndert wird;

b) jede auf Vollstreckung der Zahlung oder Durchsetzung der Zahlungsbedingungen fiir die Geldbufe oder das
Zwangsgeld gerichtete Handlung der ESMA oder einer auf Antrag der ESMA handelnden Behorde eines Drittstaats.

() Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer
Europdischen Aufsichtsbehorde (Europdische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde), zur Anderung des Beschlusses
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABL L 331 vom 15.12.2010, S. 84).
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(4)  Jede Unterbrechung hat zur Folge, dass die Frist von Neuem beginnt.

(5)  Die Verjdhrungsfrist fiir die Vollstreckung von Sanktionen ruht, bis
a) eine Zahlungsfrist bewilligt ist;

b) solange die Vollstreckung einer Zahlung ausgesetzt ist, weil ein Beschluss der ESMA-Beschwerdestelle im Sinne von
Artikel 60 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 und des Gerichtshofs der Europdischen Union im Sinne von
Artikel 25n der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 anhingig sind.

Artikel 10
Erhebung von Geldbuflen und Zwangsgeldern
Die von der ESMA erhobenen Geldbuflen und Zwangsgelder sind auf ein zu verzinsendes Konto zu iiberweisen, das vom
Rechnungsfithrer der ESMA eroffnet und bis zu dem Zeitpunkt gefithrt wird, an dem die Betrige rechtskriftig werden.
Werden von der ESMA gleichzeitig mehrere Geldbuflen oder Zwangsgelder erhoben, stellt der Rechnungsfithrer der ESMA

sicher, dass diese auf verschiedene Konten bzw. Unterkonten iiberwiesen werden. Gezahlte Betrdge sind nicht dem ESMA-
Haushalt zuzurechnen oder als Haushaltsposten zu verbuchen.

Nachdem der Rechnungsfiihrer der ESMA festgestellt hat, dass die Geldbuflen oder Zwangsgelder nach Abschluss moglicher
rechtlicher Verfahren rechtskriftigen Charakter haben, iiberweist er diese Betrdge samt eventuell aufgelaufenen Zinsen an
die Europdische Kommission. Diese Betrige werden im Haushalt der Union unter allgemeinen Einnahmen verbucht.

Der Rechnungsfithrer der ESMA berichtet dem Anweisungsbefugten der Generaldirektion fiir Finanzstabilitit, Finanzdienst-

leistungen und Kapitalmarktunion der Europiischen Kommission regelmifig tiber die Betrige der verhingten GeldbufSen
und Zwangsgelder sowie deren Stand.

Artikel 11
Berechnung der Fristen, Daten und Termine
Es gilt die Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates zur Festlegung der Regeln fiir die Fristen, Daten und
Termine.
Artikel 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Januar 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN



L 158/8 Amtsblatt der Europdischen Union 6.5.2021

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/732 DER KOMMISSION
vom 26. Januar 2021

zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 667/2014 im Hinblick auf den Inhalt der vom

Untersuchungsbeauftragten an die Europidische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde zu

iibermittelnde Akte, das Recht auf Anhérung in Bezug auf Interimsbeschliisse und die Uberweisung
von Geldbuflen und Zwangsgeldern

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber OTC-
Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister ('), insbesondere auf Artikel 64 Absatz 7,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 wurde durch die Verordnung (EU) 2019/834 des Européischen Parlaments und
des Rates () geindert. Diese Anderungen betrafen unter anderem die Definition finanzieller Gegenparteien, das
Recht auf Einsicht in die Verfahrensakte fiir von einer Untersuchung betroffene Personen, die von einem Transakti-
onsregister, das vorsdtzlich oder fahrlissig einen der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 aufgelisteten
VerstofSe begangen hat, zu zahlenden Geldbuflen sowie das Recht auf Anhérung von Personen, die Zwangsgeldern
unterliegen konnen.

(2)  Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 667/2014 der Kommission (*) wurde auf Grundlage von Artikel 64 Absatz 7 der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 erlassen und befasst sich mit den Verfahrensvorschriften fiir von der Europdischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde (ESMA) Transaktionsregistern auferlegte Sanktionen, einschliefSlich
Bestimmungen iiber das Verteidigungsrecht. Da die durch die Verordnung (EU) 2019/834 in die Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 eingefithrten Anderungen diese Verfahrensvorschriften betreffen, muss sichergestellt sein, dass diese
Anderungen auch in die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 667/2014 einflieBen.

(3)  Zwischen dem von der ESMA im Einklang mit Artikel 64 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 ernannten
Untersuchungsbeauftragten und der ESMA selbst muss Transparenz sichergestellt sein. Eine solche Transparenz
setzt voraus, dass die Akte des Untersuchungsbeauftragten die Ausfilhrungen von Personen, die Gegenstand der
Untersuchung sind, sowie die Auflistung der Priifungsfeststellungen enthilt, auf deren Grundlage diese Personen
ihre Ausfuhrungen vorgelegt haben.

(4)  Nach Artikel 67 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 hat die ESMA bei Bedarf an dringenden
Maflnahmen die Moglichkeit, Interimsbeschliisse zu erlassen, ohne dass die Personen, die Gegenstand von
Untersuchungen oder Verfahren sind, zuvor angehort werden. Um die Wirksamkeit der Befugnis der ESMA fiir den
Erlass von Interimsbeschliissen sicherzustellen, sollten Personen, die Gegenstand einer Untersuchung sind, nicht das
Recht haben, die Akte einzusehen oder angehort zu werden, bevor der Untersuchungsbeamte die Akte mit seinen
Priifungsfeststellungen der ESMA vorlegt oder die ESMA ihren Interimsbeschluss erldsst. Um die Verteidigungsrechte
zu wahren, sollten Personen, die Gegenstand einer Untersuchung sind, jedoch das Recht besitzen, ihre Akte
einzusehen, sobald der Untersuchungsbeamte die Akte mit seiner Auflistung der Priifungsfeststellungen der ESMA
vorlegt, sowie das Recht, so bald wie moglich nach Erlass des Interimsbeschlusses durch die ESMA angehort zu
werden.

() ABLL 201 vom 27.7.2012, 5. 1.

() Verordnung (EU) 2019/834 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 in Bezug auf die Clearingpflicht, die Aussetzung der Clearingpflicht, die Meldepflichten, die Risikominderungstechniken
fur nicht durch eine zentrale Gegenpartei geclearte OTC-Derivatekontrakte, die Registrierung und Beaufsichtigung von Transaktions-
registern und die Anforderungen an Transaktionsregister (ABL L 141 vom 28.5.2019, S. 42).

() Delegierte Verordnung (EU) Nr. 667/2014 der Kommission vom 13. Mérz 2014 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Verfahrensvorschriften fir von der Europdischen Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehorde (ESMA) Transaktionsregistern auferlegte Sanktionen, einschlieBlich Vorschriften iiber das Verteidigungsrecht
und Fristen (ABL. L 179 vom 19.6.2014, S. 31).
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(5)  Nach Artikel 68 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 werden die von der ESMA erhobenen GeldbufSen und
Zwangsgeldern dem Gesamthaushaltsplan der Europdischen Union zugewiesen. Von der ESMA erhobene Geldbuflen
und Zwangsgelder sollten auf ein zu verzinsendes Konto tiberwiesen werden, bis sie rechtskriftig werden. Bei jedem
Beschluss zur Verhingung von Geldbuflen oder Zwangsgeldern sollten die von der ESMA erhobenen Betrige auf ein
separates Konto oder Unterkonto iiberwiesen werden, um bis zur Rechtskraft des Beschlusses Riickverfolgbarkeit zu
gewihrleisten.

(6)  Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 667/2014 sollte entsprechend gedndert werden.

(7)  Im Interesse der unmittelbaren Ausiibung wirksamer Aufsichts- und Vollstreckungsbefugnisse durch die ESMA sollte
diese Verordnung vordringlich in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 6672014 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 3 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(1)  Die vollstindige vom Untersuchungsbeauftragten der ESMA zu ibermittelnde Akte umfasst folgende
Unterlagen:

a) die Auflistung der Priffungsfeststellungen und eine Kopie der an die Person, die Gegenstand der Untersuchung ist,
gerichtete Auflistung der Priifungsfeststellungen;

b) eine Kopie der schriftlichen Eingaben der Person, die Gegenstand der Untersuchung ist;
¢) das Protokoll iiber eine etwaige miindliche Anhérung.“.

2. Folgender Artikel 3a wird eingefiigt:
»Artikel 3a

Recht auf Anhérung durch die ESMA in Bezug auf Interimsbeschliisse zu Aufsichtsmafinahmen

(1)  Abweichend von den Artikeln 2 und 3 ist das in diesem Artikel dargelegte Verfahren anwendbar, wenn die ESMA
gemils Artikel 67 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 6482012 Interimsbeschliisse erlésst.

(2)  Der Untersuchungsbeamte legt der ESMA die Akte mit seinen Priifungsfeststellungen vor und unterrichtet die
Person, die Gegenstand der Untersuchung ist, unverziiglich iiber seine Priiffungsfeststellungen, gewahrt der Person
jedoch nicht die Moglichkeit, Eingaben zu machen. In der Auflistung der Priifungsfeststellungen des Untersuchungsbe-
auftragten sind die Fakten darzulegen, die einen oder mehrere der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 648/2012
aufgelisteten Verstofie darstellen konnen, einschlieflich etwaiger belastender oder entlastender Faktoren.

Der Untersuchungsbeauftragte gewidhrt der Person, die Gegenstand der Untersuchung ist, auf Anfrage Akteneinsicht.

(3)  Vertritt die ESMA die Auffassung, dass die in der Auflistung der Priifungsfeststellungen des Untersuchungsbe-
auftragten genannten Fakten keinen der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 aufgefiihrten Verstofle
darstellen, beschlieSt sie, die Untersuchung zu schliefen, und teilt diesen Beschluss den der Untersuchung
unterliegenden Person mit.

(4)  BeschliefSt die ESMA, dass einer oder mehrere der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 aufgefithrten
Verstofle von einer Person, die Gegenstand einer Untersuchung ist, begangen wurde(n) und erldsst sie einen
Interimsbeschluss zur Verhidngung von Aufsichtsmafinahmen nach Artikel 73 Absatz 1 Buchstaben a, ¢ und d der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012, unterrichtet die ESMA diese Person unverziiglich tiber den Interimsbeschluss.

Die ESMA legt eine angemessene Frist fest, innerhalb deren Personen, die Gegenstand einer Untersuchung sind,
schriftliche Anmerkungen zum Interimsbeschluss vorlegen kénnen. Die ESMA ist nicht verpflichtet, nach Ablauf dieser
Frist eingegangenen schriftlichen Anmerkungen Rechnung zu tragen.

Die ESMA gewihrt Personen, die Gegenstand der Untersuchung sind, auf Anfrage Akteneinsicht.
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Die ESMA kann Personen, die Gegenstand der Untersuchung sind, zu einer miindlichen Anhérung einladen. Personen,
die Gegenstand der Untersuchung sind, konnen sich von ihren Rechtsanwilten oder anderen von der ESMA
zugelassenen qualifizierten Personen begleiten lassen. Miindliche Anhorungen sind nicht offentlich.

(5)  Die ESMA hort die Person, die Gegenstand der Untersuchung ist, an und erldsst so bald wie moglich nach Erlass
des Interimsbeschlusses einen endgiiltigen Beschluss.

Ist die ESMA nach Priifung der vollstindigen Akte und nach Anhérung der Personen, die Gegenstand der Untersuchung
sind, der Auffassung, dass die Person, die Gegenstand der Untersuchung ist, einen oder mehrere der in Anhang I der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 aufgefithrten Verstoffe begangen hat, erldsst sie einen bestdtigenden Beschluss zur
Verhingung von Aufsichtsmafnahmen nach Artikel 73 Absatz 1 Buchstaben a, ¢ und d der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012. Die ESMA unterrichtet die von diesem Beschluss betroffene Person unverziiglich.

Verabschiedet die ESMA einen endgiiltigen Beschluss, mit dem der Interimsbeschluss nicht bestitigt wird, gilt der
Interimsbeschluss als aufgehoben.”.

3. Artikel 8 wird wie folgt gedndert:
a) Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Die von der ESMA erhobenen Geldbuflen und Zwangsgelder sind auf ein zu verzinsendes Konto zu iiberweisen, das
vom Rechnungsfithrer der ESMA eroffnet und bis zu dem Zeitpunkt gefiihrt wird, an dem die Betrdge rechtskriftig
werden. Werden von der ESMA mehrere Geldbuflen oder Zwangsgelder erhoben, stellt der Rechnungsfiihrer der
ESMA sicher, dass diese auf verschiedene Konten oder Unterkonten iiberwiesen werden. Die gezahlten Betrdge sind
nicht dem ESMA-Haushalt zuzurechnen oder als Haushaltsposten zu verbuchen.”;

b) Unterabsatz 3 erhalt folgende Fassung:

,Der Rechnungsfithrer der ESMA berichtet dem Anweisungsbefugten der Generaldirektion Finanzstabilitit,
Finanzdienstleistungen und Kapitalmarktunion der Europiischen Kommission regelmafig iiber die Betrdge der
verhdngten Geldbufen und Zwangsgelder sowie deren Stand.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Januar 2021

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021 /733 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2021

zur Anderung der Durchfiithrungsverordnung (EU) Nr. 887/2011 und der Durchfithrungsverordnung

(EU) 2017/961 in Bezug auf den Namen des Inhabers der Zulassung fiir Enterococcus faecium CECT

4515 als Zusatzstoff in Futtermitteln sowie zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)

2020/1395 in Bezug auf den Namen des Inhabers der Zulassung fiir Bacillus amyloliquefaciens CECT
5940 als Zusatzstoff in Futtermitteln

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)

()

()
()
0

0)

V)

Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 regelt die Zulassung von Zusatzstoffen zur Verwendung in der Tiererndhrung
sowie die Voraussetzungen und Verfahren fiir die Erteilung einer solchen Zulassung.

Evonik Nutrition & Care GmbH hat gemif Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eine Anderung
des Namens des Zulassungsinhabers in der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 887/2011 der Kommission (3), der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/961 der Kommission (*) sowie der Durchfithrungsverordnung (EU)
2020/1395 der Kommission (*) beantragt.

Dem Antragsteller zufolge wurde der Name Evonik Nutrition & Care GmbH in Evonik Operations GmbH gedndert.
Zur Stiitzung des Antrags waren einschldgige Daten beigefiigt.

Diese vorgeschlagene Anderung der Zulassungsbedingungen ist rein administrativer Art und erfordert keine
Neubewertung des betreffenden Zusatzstoffs. Die Europiische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit wurde von dem
Antrag unterrichtet.

Um dem Antragsteller die Wahrnehmung seiner Vertriebsrechte unter dem Namen Evonik Operations GmbH zu
ermdglichen, ist es notwendig, den Wortlaut der Zulassung zu dndern.

Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 887/2011, die Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/961 und die
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/1395 sollten daher entsprechend gedndert werden.

Da es nicht erforderlich ist, die mit dieser Verordnung an der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 887/2011, der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/961 sowie der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1395 vorgenommen
Anderungen aus Sicherheitsgriinden unverziiglich anzuwenden, sollte ein Ubergangszeitraum gewéhrt werden, in
dem die vorhandenen Bestdnde aufgebraucht werden kénnen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

ABI. L 268 vom 18.10.2003, S. 29.

Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 887/2011 der Kommission vom 5. September 2011 zur Zulassung einer Zubereitung aus
Enterococcus faecium CECT 4515 als Futtermittelzusatzstoff fiir Masthithner (Zulassungsinhaber: Norel S.A.) (ABL. L 229 vom 6.9.2011,
S.7).

Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/961 der Kommission vom 7. Juni 2017 zur Zulassung einer Zubereitung aus Enterococcus
faecium CECT 4515 als Zusatzstoff in Futtermitteln fiir Absetzferkel und einer neuen Verwendung im Trinkwasser fiir Absetzferkel
und Masthithner sowie zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2036/2005 und der Verordnung (EU) Nr. 887/2011
(Zulassungsinhaber: Evonik Nutrition & Care GmbH) (ABL L 145 vom 8.6.2017, S. 7).

Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1395 der Kommission vom 5. Oktober 2020 zur Verlingerung der Zulassung fiir Bacillus
amyloliquefaciens CECT 5940 als Zusatzstoff in Futtermitteln fiir Masthithner, zu seiner Zulassung fiir Junghennen sowie zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1292/2008 (Zulassungsinhaber: Evonik Nutrition & Care GmbH) (ABL L 324 vom 6.10.2020,
S. 3).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 887/2011

Die Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 887/2011 wird wie folgt gedndert:

1. Im Titel werden die Worte ,Zulassungsinhaber: Evonik Nutrition & Care GmbH" durch die Worte ,Zulassungsinhaber:
Evonik Operations GmbH* ersetzt.

2. In der zweiten Spalte des Anhangs (,Name des Zulassungsinhabers“) werden die Worte ,Evonik Nutrition & Care
GmbH* durch die Worte ,,Evonik Operations GmbH® ersetzt.
Artikel 2
Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2017/961

Die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2017/961 wird wie folgt gedndert:

1. Im Titel werden die Worte ,Zulassungsinhaber: Evonik Nutrition & Care GmbH* durch die Worte ,Zulassungsinhaber:
Evonik Operations GmbH" ersetzt.

2. In der zweiten Spalte des Anhangs (,Name des Zulassungsinhabers“) werden die Worte ,Evonik Nutrition & Care
GmbH" durch die Worte ,Evonik Operations GmbH" ersetzt.
Artikel 3
Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/1395
Die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/1395 wird wie folgt gedndert:

1. Im Titel werden die Worte ,Zulassungsinhaber: Evonik Nutrition & Care GmbH" durch die Worte ,Zulassungsinhaber:
Evonik Operations GmbH* ersetzt.

2. In der zweiten Spalte des Anhangs (,Name des Zulassungsinhabers®) werden die Worte ,Evonik Nutrition & Care
GmbH* durch die Worte ,Evonik Operations GmbH* ersetzt.
Artikel 4
Ubergangsmafinahmen

Bestinde der Zusatzstoffe, die den vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung geltenden Bestimmungen geniigen,
diirfen weiterhin in Verkehr gebracht und verwendet werden, bis sie aufgebraucht sind.

Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. Mai 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021 /734 DER KOMMISSION
vom 5. Mai 2021

zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 zur Einfithrung besonderer Regelungen
fir den Mechanismus zur verpflichtenden Vorlage einer Ausfuhrgenehmigung bei der Ausfuhr
bestimmter Waren

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2015/479 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mdrz 2015 iiber eine
gemeinsame Ausfuhrregelung ('), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Am 30. Januar 2021 erlief die Kommission die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/111 (), mit der die
Verpflichtung zur Vorlage einer Ausfuhrgenehmigung gemif§ Artikel 5 der Verordnung (EU) 2015/479 bei der
Ausfuhr von COVID-19-Impfstoffen sowie von Wirkstoffen, die fiir die Herstellung solcher Impfstoffe verwendet
werden, einschlieflich Master- und Arbeitszellbanken, eingefithrt wurde. Nach Ablauf der sechs Wochen nach
Inkrafttreten dieser Maffnahmen erlief die Kommission die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/442 (}), mit der
fur die Ausfuhr derselben Waren bis zum 30. Juni 2021 eine Ausfuhrgenehmigung gemifl Artikel 6 der
Verordnung (EU) 2015/479 eingefiihrt wurde.

(2)  Am 24. Mirz 2021 erlie die Kommission die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 (*), mit der eine
zusdtzliche Bedingung fur die Erteilung einer Ausfuhrgenchmigung eingefithrt wurde, und zwar, dass die
betreffende Genehmigung die sichere Versorgung mit den unter die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/442
fallenden Waren in der Union nicht gefihrdet. Dariiber hinaus wurde mit derselben Durchfithrungsverordnung die
Ausnahme bestimmter Bestimmungslinder vom Anwendungsbereich der Durchfithrungsverordnung (EU)
2021442 voriibergehend ausgesetzt.

(3)  Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 wurde gemaf$ Artikel 5 der Verordnung (EU) 2015/479 erlassen und
gilt fir einen Zeitraum von hochstens sechs Wochen.

(4)  Trotz einer Beschleunigung der Impfung in der gesamten Union ist die Pandemielage weiterhin ernst, und die in den
Erwigungsgriinden der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 beschriebenen Bedingungen sind nach wie vor
gegeben.

(5)  Die mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 eingefiihrten besonderen Regelungen sollten daher bis zum
30. Juni 2021 gelten.

(6)  Island, Liechtenstein und Norwegen (die dem EWR angehorenden EFTA-Staaten) beteiligen sich gemifl dem
Abkommen iiber den Europdischen Wirtschaftsraum am Binnenmarkt der Union. Die meisten Ausfuhren in die
dem EWR angehorenden EFTA-Staaten umfassen Impfstoffe, die von einem Mitgliedstaat im Rahmen einer von der
Union vereinbarten Abnahmegarantie beschafft und an diese Linder weiterverkauft werden. Auf der Grundlage der
im Rahmen der Anwendung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 eingeholten Informationen gibt es
keinen Hinweis darauf, dass Ausfuhren iiber die dem EWR angehorenden EFTA-Staaten in andere Linder geleitet
werden, die nicht gemaf§ Artikel 1 Absatz 9 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/442 von dem Mechanismus
fir Ausfuhrgenehmigungen ausgenommen sind. Daher ist es nicht erforderlich, die Aussetzung der Befreiung von
diesem Mechanismus in Bezug auf Ausfuhren in die dem EWR angehorenden EFTA-Staaten beizubehalten.

(7)  Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 sollte daher entsprechend geindert werden, und die Anderung sollte
unverziiglich gelten.

() ABLL 83vom 27.3.2015, S. 34.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/111 der Kommission vom 29. Januar 2021 iiber die Einfihrung der Verpflichtung zur Vorlage
einer Ausfuhrgenehmigung bei der Ausfuhr bestimmter Produkte (ABL L 31 [ vom 30.1.2021, S. 1).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/442 der Kommission vom 11. Marz 2021 iiber die Einfithrung der Verpflichtung zur Vorlage
einer Ausfuhrgenehmigung bei der Ausfuhr bestimmter Waren (ABL L 85 vom 12.3.2021, S. 190).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 der Kommission vom 24. Mirz 2021 zur Einfithrung besonderer Regelungen fiir den
Mechanismus zur verpflichtenden Vorlage einer Ausfuhrgenehmigung bei der Ausfuhr bestimmter Waren (ABL L 104 vom
25.3.2021, S. 52).
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(8)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen stehen im Einklang mit der Stellungnahme des nach Artikel 3
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/479 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/521 wird wie folgt gedndert:
(1) Artikel 1 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:
,Die Aussetzung gilt jedoch nicht fiir die folgenden Linder und Gebiete:
— Andorra,
— die Farder,
— Island,
— Liechtenstein,
— Norwegen,
— San Marino,
— Vatikanstadyt,

— die in Anhang II des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union aufgefiithrten iiberseeischen Linder
und Hoheitsgebiete,

— Biisingen,
— Helgoland,
— Livigno,
— Ceuta und Melilla.
(2) Artikel 3 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:
,Sie gilt bis zum 30. Juni 2021.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. Mai 2021

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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BESCHLUSSE

DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2021/735 DER KOMMISSION
Vom 4. Mai 2021

iiber die Verlingerung der vom irischen Ministerium fiir Landwirtschaft, Ernihrung und maritime

Angelegenheiten ergriffenen Maflnahme zur Gestattung der Bereitstellung auf dem Markt und der

Verwendung des Biozidprodukts Biobor JF gemiff Artikel 55 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 528/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2021) 3026)
(Nur der englische Text ist verbindlich)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 tiber die
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten ('), insbesondere auf Artikel 55 Absatz 1
Unterabsatz 3,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Am 21. Oktober 2020 erlief das irische Ministerium fur Landwirtschaft, Erndhrung und maritime Angelegenheiten
(im Folgenden ,zustindige Behorde“) gemdfd Artikel 55 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012
einen Beschluss, mit dem die Bereitstellung des Biozidprodukts Biobor JF auf dem Markt und dessen Verwendung
durch berufsmifige Verwender fur die antimikrobielle Behandlung von Kraftstofftanks und Kraftstoffsystemen von
Luftfahrzeugen bis zum 19. April 2021 gestattet wurde (im Folgenden ,Mafinahme*). Die zustindige Behorde
unterrichtete die Kommission und die zustindigen Behorden der tibrigen Mitgliedstaaten gemidfl Artikel 55
Absatz 1 Unterabsatz 2 der genannten Verordnung von dieser Manahme und begriindete sie.

(2)  Nach den von der zustindigen Behorde vorgelegten Informationen war die MafSnahme zum Schutz der offentlichen
Gesundheit erforderlich. Eine mikrobielle Kontamination von Kraftstofftanks und Kraftstoffsystemen von
Luftfahrzeugen kann zu Triebwerkstorungen fithren und die Lufttiichtigkeit gefihrden, was die Sicherheit der
Fluggiste und der Besatzung beeintrachtigen konnte. Die COVID-19-Pandemie und die dadurch bedingten
Beschrinkungen des Flugverkehrs haben dazu gefithrt, dass zahlreiche Flugzeuge voriibergehend abgestellt werden.
Die Immobilitit von Luftfahrzeugen ist ein erschwerender Faktor fiir die mikrobielle Kontamination.

(3)  Biobor JF enthilt 2,2-(1-methyltrimethylenedioxy)bis-(4-methyl-1,3,2-dioxaborinane) (CAS-Nr. 2665-13-6)
und 2,2-oxybis (4,4,6-trimethyl-1,3,2-dioxaborinane) (CAS-Nr. 14697-50-8); dies sind Wirkstoffe zur Verwendung
in Biozidprodukten der Produktart 6 (Schutzmittel fir Produkte wihrend der Lagerung) gemaff Anhang V der
Verordnung (EU) Nr. 528/2012. Da diese Wirkstoffe nicht in Anhang II der Delegierten Verordnung (EU)
Nr. 1062/2014 der Kommission (?) aufgefithrt sind, sind sie nicht im Arbeitsprogramm fiir die systematische
Priifung aller alten Wirkstoffe in Biozidprodukten gemif§ der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 enthalten. Artikel 89
der genannten Verordnung gilt daher nicht fiir sie und sie miissen bewertet und genehmigt werden, bevor
Biozidprodukte, die sie enthalten, auch auf nationaler Ebene zugelassen werden kénnen.

() ABLL 167 vom 27.6.2012, 5. 1.

() Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 der Kommission vom 4. August 2014 iiber das Arbeitsprogramm zur systematischen
Priifung aller in Biozidprodukten enthaltenen alten Wirkstoffe gemdfl der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europiischen
Parlaments und des Rates (ABL L 294 vom 10.10.2014, S. 1).
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(4)  Am 5. Februar 2021 ging bei der Kommission ein begriindeter Antrag der zustindigen Behorde auf Verlingerung
der Mafinahme gemdfS Artikel 55 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 ein. Der begriindete
Antrag wurde aufgrund von Bedenken gestellt, dass die Sicherheit des Luftverkehrs durch die mikrobielle
Kontamination von Kraftstofftanks und Kraftstoffsystemen von Luftfahrzeugen iiber den 19. April 2021 hinaus
gefihrdet werden konnte, und es wurde geltend gemacht, dass Biobor JF fur die Eindimmung einer solchen
mikrobiellen Kontamination unerlésslich ist.

(5)  Nach den Angaben der zustindigen Behorde wurde das einzige von Flugzeug- und Triebwerkherstellern zur
Behandlung mikrobieller Kontaminationen empfohlene alternative Biozidprodukt (Kathon™ FP 1.5) im Marz 2020
vom Markt genommen, nachdem nach der Behandlung mit diesem Produkt Anomalien beim Triebwerksverhalten
festgestellt worden waren.

(6)  Die mechanische Behandlung der mikrobiellen Kontamination von Kraftstofftanks und Kraftstoffsystemen von
Luftfahrzeugen ist nicht immer maoglich. Bei der mechanischen Reinigung wiren zudem Arbeitnehmer toxischen
Gasen ausgesetzt, was zu vermeiden ist.

(7)  Gemif den Informationen, die der Kommission zur Verfiigung stehen, hat der Hersteller von Biobor JF Schritte
unternommen, um die reguldre Zulassung des Produkts in die Wege zu leiten, und ein Antrag auf Genehmigung der
darin enthaltenen Wirkstoffe wird voraussichtlich in naher Zukunft eingereicht. Die Genehmigung der Wirkstoffe
und die anschlieende Zulassung des Biozidprodukts wiren eine dauerhafte Losung fiir die Zukunft, doch es wird
einige Zeit dauern, bis diese Verfahren abgeschlossen werden konnen.

(8)  Die Sicherheit des Luftverkehrs konnte gefihrdet werden, wenn die mikrobielle Kontamination von Kraftstofftanks
und Kraftstoffsystemen von Luftfahrzeugen nicht bekdmpft wird, und diese Gefahr kann durch Verwendung eines
anderen Biozidprodukts oder auf anderem Wege nicht angemessen eingedimmt werden. Daher sollte es der
zustdndigen Behorde gestattet werden, die Mafsnahme zu verldngern.

(9)  Die in diesem Beschluss vorgesechenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Biozidprodukte —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Das irische Ministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und maritime Angelegenheiten darf die Mafsnahme, mit der die
Bereitstellung des Biozidprodukts BIOBOR JF auf dem Markt sowie dessen Verwendung durch berufsmifige Verwender

fur die priventive und kurative antimikrobielle Behandlung von Kraftstofftanks und Kraftstoffsystemen abgestellter
Luftfahrzeuge gestattet wurde, bis zum 22. Oktober 2022 verlingern.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist an das irische Ministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und maritime Angelegenheiten gerichtet.

Briissel, den 4. Mai 2021

Fiir die Kommission
Stella KYRIAKIDES
Mitglied der Kommission
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GESCHAFTS- UND VERFAHRENSORDNUNGEN

BESCHLUSS DES VERWALTUNGSRATS Nr. 5/2020
vom 21. Oktober 2020

iiber interne Vorschriften zur Beschrinkung bestimmter Rechte betroffener Personen in Bezug auf
die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der Titigkeiten der Agentur der
Europiischen Union fiir Flugsicherheit

DER VERWALTUNGSRAT DER AGENTUR DER EUROPAISCHEN AGENTUR FUR FLUGSICHERHEIT —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und
sonstigen Stellen der Union zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des
Beschlusses Nr. 1247/2002/EG ('), insbesondere auf Artikel 25,

Gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2018/1139 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung
gemeinsamer Vorschriften fir die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europiischen Union fir
Flugsicherheit sowie zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU)
Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europdischen Parlaments und des Rates, und zur
Authebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates und
der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (%), insbesondere auf Artikel 132,

gestiitzt auf die Geschiftsordnung des Verwaltungsrats der Agentur der Européischen Agentur fir Flugsicherheit,
nach Anhorung des Européischen Datenschutzbeauftragten,

nach Unterrichtung des Personalausschusses,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Agentur der Europdischen Union fiir Flugsicherheit (im Folgenden: EASA) ist befugt, Verwaltungsunter-
suchungen, Vordisziplinar-, Disziplinar- und Dienstenthebungsverfahren gemiff dem Statut der Beamten der
Europdischen Union und den Beschiftigungsbedingungen fiir die sonstigen Bediensteten der Europiischen Union,
so wie diese in der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates (im Folgenden: Statut) (*) niedergelegt
sind, sowie gemifl der Entscheidung Nr. 2011/216/E des EASA-Exekutivdirektors vom 16. Dezember 2011 zur
Festlegung allgemeiner Durchfithrungsbestimmungen fiir die Durchfithrung von Verwaltungsuntersuchungen und
Disziplinarverfahren, durchzuftthren. Erforderlichenfalls werden Fille auch an OLAF gemeldet.

(2)  Die Beschiftigten der EASA sind verpflichtet, potenziell rechtswidrige Handlungen, einschlieSlich Betrug oder
Korruption, zum Nachteil der Interessen der Union, zu melden. Die Beschiftigten sind auch verpflichtet,
Verhaltensweisen zu melden, die mit der Ausiitbung beruflicher Pflichten im Zusammenhang stehen und eine
schwerwiegende Verletzung der Pflichten von Beamten der Union darstellen konnten. Dies ist im Beschluss des
EASA-Verwaltungsrats 15-2018 vom 14. Dezember 2018 geregelt.

(3)  Die EASA hat Grundsitze fir die Pravention gegen Mobbing und sexuelle Beldstigung im Arbeitsumfeld sowie ein
wirksames Vorgehen bei erwiesenen oder mutmaflichen Fillen aufgestellt; diese Grundsitze sind in der
Entscheidung Nr. 2008/180/A des EASA-Exekutivdirektors vom 5. August 2009 zur Verabschiedung von
Durchfithrungsmaffnahmen gemif der Personalverordnung niedergelegt.

() ABLL295,21.11.2018, S. 39.

() ABLL 212 vom 22.8.2018, S. 1.

() Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur Festlegung des Beamtenstatuts und der
Beschiftigungsbedingungen fiir andere Bedienstete der Europiischen Gemeinschaften und zur Einfithrung von Sondermaffnahmen,
die voriibergehend fiir Bedienstete der Kommission gelten (ABL. L 56 vom 4.3.1968, S. 1).
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(4)  Mit dem Beschluss wurde ein formloses Verfahren eingefithrt, nach dem sich mutmafSliche Opfer von Mobbing bzw.
sexueller Beldstigung an die ,Vertrauenspersonen“ der EASA wenden kénnen.

(5)  Die EASA kann auch Untersuchungen wegen maoglicher Verstofle gegen Sicherheitsvorschriften fir den Schutz von
Verschlusssachen der Europdischen Union (im Folgenden ,EUVS) durchfithren; die Rechtsgrundlage dafiir ist der
Entscheidung Nr. 2020/010/ED des EASA Exekutivdirektors vom 17. Februar 2020 zu den Sicherheitsvorschriften
von EASA zum Schutz von Verschlusssachen der Europaischen Union.

(6)  Die EASA unterliegt hinsichtlich ihrer Tétigkeiten sowohl internen als auch externen Audits.

(7)  Im Zusammenhang mit solchen Verwaltungsuntersuchungen, Audits und Ermittlungen arbeitet die EASA mit
anderen Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union zusammen.

(8)  Die EASA kann mit nationalen Behorden von Drittlindern und internationalen Organisationen auf deren Ersuchen
oder aus eigener Initiative zusammenarbeiten.

(9) Die EASA kann auch mit Behorden der EU-Mitgliedstaaten auf deren Ersuchen oder aus eigener Initiative
zusammenarbeiten.

(10) Die EASA ist an Rechtssachen vor dem Gerichtshof der Europiischen Union beteiligt; dies ist der Fall, wenn sie dort
Klage erhebt, eine von ihr getroffene Entscheidung, die vor dem Gerichtshof angefochten wird, verteidigt oder in
Rechtssachen, die ihre Aufgaben betreffen, als Streithelfer dem Rechtsstreit beitritt. In diesem Zusammenhang kann
es vorkommen, dass die EASA die Vertraulichkeit personenbezogener Daten in den von den Parteien oder
Streithelfern erlangten Dokumenten wahren muss.

(11) Die EASA ist befugt, Inspektionen, andere Uberwachungstitigkeiten und Untersuchungen gemif Artikel 75 Absatz
2 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2018/1139 durchzufithren.

(12) Die EASA ist befugt, interne oder externe IT-Sicherheitsuntersuchungen (z. B. CERT-EU) gemifs Artikel 75 Absatz 2
Buchstabe d der Verordnung (EU) 2018/1139 durchzufiihren.

(13) Der Datenschutzbeauftragte der EASA (im Folgenden: DSB) ist befugt, interne und externe Beschwerden zu
bearbeiten und interne Audits und Untersuchungen gemifd Artikel 45 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2018/1725
(im Folgenden ,die Verordnung®) durchzufiihren.

(14) Zur Erfullung ihrer Aufgaben sammelt und verarbeitet die EASA Informationen und verschiedene Kategorien
personenbezogener Daten, darunter Identifikationsdaten natiirlicher Personen, Kontaktinformationen, berufliche
Rollen und Aufgaben, Informationen iiber privates und berufliches Verhalten und Leistung sowie Finanzdaten. Die
EASA fungiert als Verantwortliche.

(15) Aufgrund der Verordnung ist die EASA daher verpflichtet, die betroffenen Personen iiber diese Verarbeitungsti-
tigkeiten zu informieren und deren Rechte als betroffene Personen zu wahren.

(16) Die EASA ist unter Umstinden gehalten, diese Rechte mit den Zielen von Verwaltungsuntersuchungen, Audits,
Ermittlungen und Gerichtsverfahren in Einklang zu bringen. Die EASA konnte auch gehalten sein, die Rechte einer
betroffenen Person gegen die Grundrechte und Grundfreiheiten anderer betroffener Personen abzuwigen. Zu
diesem Zweck bietet Artikel 25 der Verordnung der EASA die Moglichkeit, unter strengen Voraussetzungen die
Anwendung der Artikel 14 bis 22, 35 und 36 sowie des Artikels 4 der Verordnung, insofern dessen Bestimmungen
den in den Artikeln 14 bis 20 vorgeschenen Rechten und Pflichten entsprechen, zu beschrinken. Sofern diese
Beschrankungen nicht in einem auf der Grundlage der Vertrdge erlassenen Rechtsakt vorgesehen sind, ist es
erforderlich, interne Vorschriften zu erlassen, die die EASA zur Beschrinkung der betreffenden Rechte berechtigen.

(17) So konnte es fiir die EASA z. B. in der Vorphase einer Verwaltungsuntersuchung oder wihrend der eigentlichen
Verwaltungsuntersuchung, vor einer etwaigen Verfahrenseinstellung oder im Vordisziplinarverfahren erforderlich
sein, die Informationen zu beschrinken, die der betroffenen Person iiber die Verarbeitung ihrer personenbezogenen
Daten mitgeteilt werden. Unter bestimmten Umstidnden konnte die Mitteilung solcher Informationen die Fahigkeit
der EASA, die Untersuchung wirksam durchzufithren, erheblich beeintrichtigen; beispielsweise wenn die Gefahr
besteht, dass die betreffende Person Beweise vernichten oder potenzielle Zeugen beeinflussen konnte, bevor diese
vernommen werden. Es konnte auch erforderlich sein, dass die EASA die Rechte und Freiheiten von Zeugen oder
anderen beteiligten Personen schiitzt.
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(18) Es konnte erforderlich sein, die Anonymitit von Zeugen oder Hinweisgebern zu wahren, die darum gebeten haben,
nicht identifiziert zu werden. In solchen Fillen konnte die EASA beschliefen, die Auskunft iiber die Identitit,
Aussagen und sonstigen personenbezogenen Daten solcher Personen zu beschrinken, um deren Rechte und
Freiheiten zu schiitzen.

(19) Es konnte notwendig sein, vertrauliche Informationen zu schiitzen, die einen Mitarbeiter betreffen, der sich im
Zusammenhang mit einem Verfahren wegen Mobbings oder sexueller Beldstigung an Vertrauenspersonen der EASA
gewandt hat. In solchen Fillen konnte es fiir die EASA erforderlich sein, die Auskunft iiber die Identitit, Aussagen
und sonstigen personenbezogenen Daten des mutmaflichen Opfers, des mutmaflichen Taters und anderer
Beteiligter zu beschrinken, um die Rechte und Freiheiten aller Beteiligten zu schiitzen.

(20) Die EASA sollte solche Beschrinkungen nur vornehmen, wenn sie den Wesensgehalt der Grundrechte und
Grundfreiheiten achten, unbedingt notwendig sind und eine in einer demokratischen Gesellschaft verhaltnisméfige
Mafinahme darstellen. Die EASA muss begriinden, warum die Beschrankungen gerechtfertigt sind.

(21) Nach dem Grundsatz der Rechenschaftspflicht muss die EASA Aufzeichnungen iiber die von ihr vorgenommenen
Beschridnkungen fithren.

(22) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, die sie im Rahmen ihrer Aufgaben mit anderen Organisationen
austauscht, erfolgt eine wechselseitige Konsultation zwischen der EASA und diesen Organisationen iiber etwaige
Griinde fir die Vornahme von Beschrinkungen sowie die Notwendigkeit und Verhiltnismifigkeit der
Beschrinkungen, es sei denn, dies wiirde die T4tigkeiten der EASA gefdhrden.

(23) Gemaifl Artikel 25 Absatz 6 der Verordnung ist der Verantwortliche verpflichtet, die betroffenen Personen tiber die
wesentlichen Griinde fur die Beschrankung und iiber ihr Recht auf Beschwerde beim EDSB zu unterrichten.

(24) Die EASA kann die Unterrichtung der betroffenen Person iiber die Griinde fiir die Beschrinkung gemaf§ Artikel 25
Absatz 8 der Verordnung zuriickstellen, unterlassen oder ablehnen, wenn die Unterrichtung die Wirkung der
vorgenommenen Beschrinkung zunichtemachen wiirde. Die EASA sollte im Einzelfall priifen, ob die Unterrichtung
tiber die Beschrinkung deren Wirkung zunichtemachen wiirde.

(25) Die EASA sollte die Beschrankung autheben, sobald die sie rechtfertigenden Voraussetzungen nicht linger gegeben
sind, und das Vorliegen dieser Voraussetzungen regelmafig iiberpriifen.

(26)  Zur Gewdhrleistung des groftmaoglichen Schutzes der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen und gemifS
Artikel 44 Absatz 1 der Verordnung sollte der Datenschutzbeauftragte rechtzeitig iiber alle Beschrinkungen, die
moglicherweise vorgenommen werden, konsultiert werden, und tiberpriifen, dass die Beschrankungen mit diesem
Beschluss in Einklang stehen.

(27)  Artikel 16 Absatz 5 und Artikel 17 Absatz 4 der Verordnung sehen Ausnahmen vom Recht der betroffenen
Personen auf Unterrichtung und Auskunft vor. Soweit diese Ausnahmen Anwendung finden, ist es fiir die EASA
nicht erforderlich, eine auf diesem Beschluss beruhende Beschriankung vorzunehmen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Mit diesem Beschluss werden Vorschriften in Bezug auf die Bedingungen festgelegt, unter denen die EASA die
Anwendung der Artikel 4, 14 bis 22, 35 und 36 gemaf$ Artikel 25 der Verordnung beschranken darf.

(2)  Die EASA wird als Verantwortliche durch ihren Exekutivdirektor vertreten.

Artikel 2
Beschrinkungen

(1) Die EASA kann die Anwendung der Artikel 14 bis 22, 35 und 36 sowie des Artikels 4, insofern dessen
Bestimmungen den in den Artikeln 14 bis 20 vorgesehenen Rechten und Pflichten entsprechen, wie folgt beschrinken:

(a) gemif Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben b, ¢, f, g und h der Verordnung, wenn die EASA Verwaltungsuntersuchungen,
Vordisziplinar-, Disziplinar- und Dienstenthebungsverfahren gemify Artikel 86 und Anhang IX des Statuts und der
Entscheidung Nr. 2011/216/E des EASA Exekutivdirektors vom 16. Dezember 2011 zur Festlegung allgemeiner
Durchfithrungsbestimmungen fiir die Durchfilhrung von Verwaltungsuntersuchungen und Disziplinarverfahren
durchfiihrt sowie wenn die EASA Verdachtsfille an OLAF meldet;
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(b) gemafl Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung, wenn sichergestellt wird, dass die EASA-Bediensteten
Tatsachen vertraulich melden kénnen, wenn sie der Ansicht sind, dass es zu schwerwiegenden Unregelmifigkeiten
kommt, wie in dem Beschluss 15-2018 des Verwaltungsrats der EASA vom 14. Dezember 2018 festgelegt;

(c) gemif Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung, wenn sichergestellt wird, dass sich die EASA-Bediensteten im
Rahmen von Mobbing oder sexueller Beldstigung bei Vertrauenspersonen melden konnen, wie in der Entscheidung
Nr. 2008/180/A des EASA Exekutivdirektors vom 5. August 2009 festgelegt;

(d) gemif Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben b, ¢, d, f, g und h bei der Durchfithrung von Untersuchungen wegen moglicher
VerstofSe gegen Sicherheitsvorschriften fiir den Schutz von Verschlusssachen der Europdischen Union (im Folgenden:
EUVS); die Rechtsgrundlage dafiir ist die Entscheidung Nr. 2020/010/ED des EASA Exekutivdirektors vom 17. Februar
2020 zu den Sicherheitsvorschriften von EASA zum Schutz von Verschlusssachen der Européischen Union;

(e) gemifl Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben ¢, g und h der Verordnung, wenn die EASA interne Audits beziiglich der
Titigkeiten oder Abteilungen der EASA durchfiihrt;

(f) gemif Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben ¢, d, g und h der Verordnung, wenn die EASA anderen Organen, Einrichtungen
und sonstigen Stellen der Européischen Union Unterstiitzung leistet oder Unterstiitzung von ihnen erhilt oder mit
ihnen im Rahmen von Tatigkeiten gemaff den Buchstaben a bis d dieses Absatzes zusammenarbeitet sowie gemafS
Dienstgiitevereinbarungen, Absichtserklarungen und Kooperationsvereinbarungen;

(g) gemifS Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe ¢, g und h der Verordnung, wenn die EASA auf deren Ersuchen oder aus eigener
Initiative nationalen Behorden von Drittlindern und internationalen Organisationen Unterstiitzung leistet oder
Unterstiitzung von ihnen erhélt oder mit ihnen zusammenarbeitet;

(h) gemif Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben c, g und h der Verordnung, wenn die EASA auf deren Ersuchen oder aus eigener
Initiative nationalen Behorden von Mitgliedstaaten der Union Unterstiitzung leistet oder Unterstiitzung von ihnen
erhilt und mit ihnen zusammenarbeitet;

(i) gemif Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung, wenn die EASA personenbezogene Daten verarbeitet, die in
Dokumenten enthalten sind, die von den Parteien oder Streithelfern erlangt wurden, die an einem Verfahren vor dem
Gerichtshof der Europaischen Union beteiligt sind;

() gemaf Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben c, g und h der Verordnung bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im
Rahmen der Durchfithrung von Inspektionen, anderen Uberwachungstitigkeiten und Untersuchungen gemifS
Artikel 75 Absatz 2 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2018/1139;

(k) gemafs Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben b, ¢, d, f, g und h der Verordnung bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten im Rahmen der Durchfithrung von internen oder externen IT-Sicherheitsuntersuchungen (z. B. CERT-EU)
gemafd Artikel 75 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2018/1139.

(2)  Gemifs Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben b, ¢, f, g und h der Verordnung kann der DSB die Anwendung der Artikel 14
bis 22, 35 und 36 sowie Artikel 4 davon beschrinken, soweit die Bestimmungen den Rechten und Pflichten der Artikel 14
bis 20 entsprechen, die bei der Bearbeitung interner und externer Beschwerden sowie bei der Durchfithrung interner Audits
und Untersuchungen gemif$ Artikel 45 Absatz 2 der Verordnung vorgesehen sind.

(3)  Jede Beschrinkung muss den Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten achten und eine in einer
demokratischen Gesellschaft notwendige und verhiltnismifige Malnahme darstellen.

(4)  Bevor Beschrinkungen vorgenommen werden, ist deren Notwendigkeit und VerhiltnismiQigkeit im Einzelfall zu
priifen. Beschrankungen sind auf das zur Erreichung ihres Zwecks unbedingt erforderliche Maf zu begrenzen.

(50  Zu Rechenschaftszwecken erstellt die EASA Aufzeichnungen iber die Griinde fir die vorgenommenen
Beschrinkungen, die angewandten Rechtsgrundlagen gemiff Absatz 1 sowie das Ergebnis der Notwendigkeits- und
Verhaltnismafigkeitspriifung. Diese Aufzeichnungen sind Teil eines Registers, das dem EDSB auf Anfrage zur Verfiigung
gestellt wird. Die EASA erstellt regelmifig Berichte iiber die Anwendung von Artikel 25 der Verordnung.

(6)  Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, die sie im Rahmen ihrer Aufgaben von anderen Organisationen
erhilt, konsultiert die EASA diese Organisationen iiber mogliche Griinde fiir die Vornahme von Beschriankungen sowie die
Notwendigkeit und Verhiltnismifigkeit der betreffenden Beschrinkungen, es sei denn, dies wiirde die Titigkeiten der EASA
gefdhrden.
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Artikel 3
Risiken fiir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen

(1)  Die Bewertungen der sich aus der Vornahme von Beschrinkungen ergebenden Risiken fiir die Rechte und Freiheiten
der betroffenen Personen sowie die Angaben zur Geltungsdauer dieser Beschrinkungen sind im Verzeichnis der
Verarbeitungstitigkeiten einzutragen, das von der EASA gemadf Artikel 31 der Verordnung gefithrt wird. Auferdem sind
sie in den einschldgigen Datenschutz-Folgenabschitzungen gemafd Artikel 39 der Verordnung zu vermerken.

(2)  Bei jeder Prifung der Notwendigkeit und Verhiltnismafigkeit einer Beschrinkung beriicksichtigt die EASA die
moglichen Risiken fiir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Person.

Artikel 4

Garantien und Aufbewahrungsfrist

(1)  Die EASA implementiert Schutzvorkehrungen, die verhindern, dass personenbezogene Daten, die Beschrinkungen
unterliegen oder unterliegenden konnten, Missbrauch, unrechtmiRigem Zugriff oder unrechtméiRiger Ubermittlung
ausgesetzt sind. Diese Schutzvorkehrungen umfassen technische und organisatorische Mafnahmen und werden erforderli-
chenfalls in den internen Beschliissen, Verfahren und Durchfithrungsbestimmungen der EASA im Einzelnen angegeben.
Die Schutzvorkehrungen miissen Folgendes umfassen und sicherstellen:

(a) eine klare Definition der Rollen, Zustdndigkeiten und Verfahrensschritte;

(b) gegebenenfalls eine sichere elektronische Umgebung, die den unrechtmifSigen und zufilligen Zugriff auf oder die
Ubermittlung elektronischer Daten an unbefugte Personen verhindert;

(c) gegebenenfalls die sichere Aufbewahrung und Verarbeitung von papierbasierten Dokumenten;

(d) die Uberwachung der Beschrinkungen und die regelméfige Uberpriifung ihrer Anwendung.

Die in Buchstabe d genannten Uberpriifungen sind mindestens alle sechs Monate durchzufiihren.

(2)  Beschrinkungen sind aufzuheben, sobald die Umstinde, die sie rechtfertigen, nicht mehr gegeben sind.

(3)  Die personenbezogenen Daten werden in Ubereinstimmung mit den geltenden EASA-Datenspeicherungsregeln
gespeichert, die in den gemdfl Artikel 31 der Verordnung gefithrten Datenschutzaufzeichnungen zu definieren sind. Nach

Ablauf der Aufbewahrungsfrist werden die personenbezogenen Daten gemdf Artikel 13 der Verordnung geloscht,
anonymisiert oder in Archive iibertragen.

Artikel 5

Mitwirkung des/der Datenschutzbeauftragten

(1)  Jede Beschrinkung der Rechte betroffener Personen, die gemifl diesem Beschluss vorgenommen wird, ist
unverziiglich dem/der DSB mitzuteilen. Der/die Datenschutzbeauftragte erhilt vollen und uneingeschrinkten Zugang zu
allen Aufzeichnungen und Dokumenten, die den zugrunde liegenden sachlichen oder rechtlichen Zusammenhang
betreffen.

(2)  Der/die DSB kann die Uberpriifung einer vorgenommenen Beschrinkung verlangen. Die EASA informiert ihre(n)
DSB schriftlich tiber das Ergebnis der Uberpriifung.

(3)  Die EASA dokumentiert die Mitwirkung des/der DSB bei der Vornahme von Beschrinkungen sowie die dem/der DSB
mitgeteilten Informationen.

Artikel 6
Unterrichtung betroffener Personen iiber Beschrinkungen ihrer Rechte

(1)  In die Datenschutzhinweise, die sie auf ihrer Website/im Intranet veroffentlicht, nimmt die EASA allgemeine
Informationen auf, die die betroffenen Personen iiber die Moglichkeit einer Beschrinkung ihrer Rechte gemif$ Artikel 2
Absatz 1 unterrichten. Darin ist dariiber zu informieren, welche Rechte beschriankt werden kénnen, aus welchen Griinden
die Beschrinkungen vorgenommen werden konnen und fiir welche Dauer sie gelten konnen.
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(2)  Betroffene Personen sind von der EASA einzeln, schriftlich und unverziiglich iiber die gegenwirtigen oder kiinftigen
Beschrinkungen ihrer Rechte zu unterrichten. Die EASA unterrichtet die betroffenen Personen iiber die wesentlichen
Griinde fur die Beschrankung, tiber das Recht betroffener Personen, sich an den/die DSB zu wenden, um gegen die
Beschrankung vorzugehen, sowie iiber ihr Recht, beim EDSB Beschwerde einzulegen.

(3)  Solange die Unterrichtung tiber die Griinde fiir die Beschrankung und das Recht auf Einlegung der Beschwerde beim
EDSB die Wirkung der Beschrinkung zunichtemachen wiirde, kann sie von der EASA zuriickgestellt, unterlassen oder
abgelehnt werden. Die Beurteilung, ob dies gerechtfertigt wire, erfolgt auf Einzelfallbasis. Sobald die Unterrichtung die
Wirkung der Beschrankung nicht mehr zunichtemachen wiirde, ist die betroffene Person von der EASA zu unterrichten.

Artikel 7
Benachrichtigung der betroffenen Person von einer Verletzung des Schutzes

(1)  Ist die EASA gemif8 Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung zur Benachrichtigung iiber eine Datenschutzverletzung
verpflichtet, ist es in Ausnahmefillen moglich, die Benachrichtigung ganz oder zum Teil zu beschrianken. Die EASA muss
die Griinde fir die Beschrinkung sowie die Rechtsgrundlage gemiff obigem Artikel 2 sowie die Bewertung der
Notwendigkeit und VerhaltnisméRigkeit der Beschrankung dokumentieren. Der Vermerk ist dem EDSB zum Zeitpunkt der
Meldung der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten mitzuteilen.

(2)  Sind die Griinde fiir die Beschrinkung nicht mehr gegeben, unterrichtet die EASA die betroffene Person iiber die
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, wobei die Hauptgriinde fur die Beschrinkung anzugeben und auf das
Recht der betroffenen Person, beim EDSB Beschwerde einzulegen, hinzuweisen ist.

Artikel 8
Vertraulichkeit der elektronischen Kommunikation

(1)  In Ausnahmefillen ist es der EASA moglich, das Recht auf Vertraulichkeit der elektronischen Kommunikation im
Sinne von Artikel 36 der Verordnung zu beschrinken. Derartige Beschrankungen miissen der Richtlinie 2002/58/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates (*) geniigen.

(2)  Beschrinkt die EASA das Recht auf Vertraulichkeit der elektronischen Kommunikation, unterrichtet sie die
betroffene Person in der Antwort auf deren Anfrage iiber die wesentlichen Griinde fir diese Beschriankung sowie tiber das
Recht der betroffenen Person, beim EDSB Beschwerde einzulegen.

(3)  Solange die Unterrichtung iiber die Griinde fiir die Beschrdnkung und das Recht auf Einlegung der Beschwerde beim
EDSB die Wirkung der Beschrinkung zunichtemachen wiirde, kann sie von der EASA zuriickgestellt, unterlassen oder
abgelehnt werden. Die Beurteilung, ob dies gerechtfertigt wire, erfolgt auf Einzelfallbasis.

Artikel 9
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Warschau, den 21. Oktober 2020

Piotr SAMSON
Vorsitzender des Verwaltungsrats

() Richtlinie 2002/58/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002 iiber die Verarbeitung personenbezogener Daten
und den Schutz der Privatsphire in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie fiir elektronische Kommunikation) (ABL.
L 201 vom 31.7.2002, S. 37).



6.5.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L 158/23

BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EU) 2019/1149 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

20. Juni 2019 zur Errichtung einer Europiischen Arbeitsbehérde und zur Anderung der

Verordnungen (EG) Nr. 883/2004, (EU) Nr. 492/2011 und (EU) 2016/589 sowie zur Aufhebung des
Beschlusses (EU) 2016/344

(Amtsblatt der Europdischen Union L 186 vom 11. Juli 2019)
Seite 36, Artikel 13 Absatz 5, Satz 2

Anstatt: ,(5) ...Sachverstindige der Kommission konnen in beratender Funktion an dieser zweiten Phase
der Mediation teilnehmen.*

muss es heiflen: ,(5) ... Sachverstindige der Kommission und der Behorde konnen in beratender Funktion an dieser
zweiten Phase der Mediation teilnehmen.
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Berichtigung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/2129 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur
Durchfiihrung von Artikel 8a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 iiber restriktive
Maflnahmen gegen Belarus

(Amtsblatt der Europdischen Union L 426 I vom 17. Dezember 2020)

Seite 11, Anhang Nummer 4 Tabelle ,B. Juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen gemif Artikel 2 Absatz 1*
Eintrag 4 Spalte ,Griinde fiir die Aufnahme in die Liste

Anstatt: ,JSC Synesis stellt den belarussischen Behorden eine Uberwachungsplattform bereit, mit der
Videoaufnahmen durchsucht und ausgewertet werden kénnen und eine Gesichtserkennungs-
software eingesetzt werden kann; damit ...“

muss es heiflen: ,LLC Synesis stellt den belarussischen Behorden eine Uberwachungsplattform bereit, mit der
Videoaufnahmen durchsucht und ausgewertet werden konnen und eine Gesichtserkennungs-
software eingesetzt werden kann; damit ...“
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Berichtigung der Verordnung (EU) 2021/241 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit

(Amtsblatt der Europdischen Union L 57 vom 18. Februar 2021)

Seite 34, Artikel 10 Absatz 5 Buchstabe c

Anstatt: ,¢) beim Fall der Nichteinhaltung einer empfohlenen Korrekturmafinahme im Rahmen eines
Verfahrens bei einem iibermifSigen Defizit gemafl Absatz 2 Buchstabe b;*

muss es heiflen: ,¢) beim Fall der Nichteinhaltung einer empfohlenen Korrekturmafinahme im Rahmen eines
Verfahrens bei einem tibermidfigen Ungleichgewicht gemaf§ Absatz 2 Buchstabe b;*.







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

m Amt fir Veroffentlichungen
der Européischen Union
L-2085 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/731 der Kommission vom 26. Januar 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Verfahrensvorschriften für von der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) Drittstaaten-CCPs oder verbundenen Dritten auferlegte Sanktionen 
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/732 der Kommission vom 26. Januar 2021 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 667/2014 im Hinblick auf den Inhalt der vom Untersuchungsbeauftragten an die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde zu übermittelnde Akte, das Recht auf Anhörung in Bezug auf Interimsbeschlüsse und die Überweisung von Geldbußen und Zwangsgeldern 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/733 der Kommission vom 5. Mai 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 887/2011 und der Durchführungsverordnung (EU) 2017/961 in Bezug auf den Namen des Inhabers der Zulassung für Enterococcus faecium CECT 4515 als Zusatzstoff in Futtermitteln sowie zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2020/1395 in Bezug auf den Namen des Inhabers der Zulassung für Bacillus amyloliquefaciens CECT 5940 als Zusatzstoff in Futtermitteln 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/734 der Kommission vom 5. Mai 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2021/521 zur Einführung besonderer Regelungen für den Mechanismus zur verpflichtenden Vorlage einer Ausfuhrgenehmigung bei der Ausfuhr bestimmter Waren 
	Durchführungsbeschluss (EU) 2021/735 der Kommission Vom 4. Mai 2021 über die Verlängerung der vom irischen Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und maritime Angelegenheiten ergriffenen Maßnahme zur Gestattung der Bereitstellung auf dem Markt und der Verwendung des Biozidprodukts Biobor JF gemäß Artikel 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2021) 3026) (Nur der englische Text ist verbindlich) 
	Beschluss des Verwaltungsrats Nr. 5/2020 vom 21. Oktober 2020 über interne Vorschriften zur Beschränkung bestimmter Rechte betroffener Personen in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der Tätigkeiten der Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit 
	Berichtigung der Verordnung (EU) 2019/1149 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Errichtung einer Europäischen Arbeitsbehörde und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 883/2004, (EU) Nr. 492/2011 und (EU) 2016/589 sowie zur Aufhebung des Beschlusses (EU) 2016/344 (Amtsblatt der Europäischen Union L 186 vom 11. Juli 2019) 
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2020/2129 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Durchführung von Artikel 8a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2006 über restriktive Maßnahmen gegen Belarus (Amtsblatt der Europäischen Union L 426 I vom 17. Dezember 2020) 
	Berichtigung der Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilität (Amtsblatt der Europäischen Union L 57 vom 18. Februar 2021) 

